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Die Vierundsiebzigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 (Rohtabak und Tabak- 
dbfälle 1967) wurde vom Herrn Präsidenten mit 
Schreiben vom 5. Januar 1967 dem Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 
14. April 1967 zur Behandlung zugewiesen. Die 
Verordnung wurde bereits im BGBl. II S. 1588 ver- 
kündet und ist am 1. Januar 1967 in Kraft getreten. 
Es handelt sich um eine sog. Nachlaufverordnung, 
bcn der der Deutsche Bundestag gemäß § 77 Abs. 5 
des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (BGBl. I S. 737) 
ein Aufhebungsrecht innerhalb einer Frist von vier 
Monaten hat. 

Die im Rat vereinigten Vertreter der Mitglied- 
stciatcm der EWG haben am 5. April 1966 beschlos- 
scnr, daß die Mitgliedstaaten untereinander für Roh- 
tabak und Tabakabfälle der Tarifnr. 24.01 am 1. Ja- 
nuar 1967 die Binnenzölle auf 29 ^/o der Ausgangs- 
zeile vom 1. Januar 1957 senken (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Seite 1022). Die ge- 
genüber Griechenland anzuwendenden Zollsätze 
sind auf Grund des Assoziierungsabkommens zwi- 
schen der EWG und Griechenland ebenfalls entspre- 
chend zu senken. 

Für die Einfuhren von Rohtabak und Tabakab- 
fall en aus dritten Ländern, außer Griechenland, die ! 
im freien Verkehr über andere Mitgliedstaaten in i 
die Bundesrepublik erfolgen, ist der von dem erst- | 
einführenden Mitgliedstaat erhobene Zoll zuzüglich 


des beim Eintritt in die Bundesrepublik fälligen 
Zolls niedriger als der in Deutschland für dieselben 
Erzeugnisse bei ihrer unmittelbaren Einfuhr aus 
dritten Ländern geltende Zoll. Diese Unterschied- 
lichkeit der Zölle kann zu Verkehrsverlagerungen 
führen. Die Bundesrepublik werde deshalb von der 
EWG-Kommission mit Entscheidung vom 31. Ok- 
tober 1962 gemäß Artikel 115 Abs. 1 EWG-Vertrag 
ermächtigt, bei der Einfuhr der genannten Erzeug- 
nisse, die aus dritten Ländern, außer Griechenland, 
stammen und in den anderen Ländern in den freien 
Verkehr gebracht wurden, neben dem in der Bun- 
desrepublik geltenden Binnenzoll einen zusätzlichen 
Zoll zu erheben (Amtsblatt Seite 2698). Die Gel- 
tungsdauer dieser Ermächtigung wurde zuletzt mit 
Entscheidung vom 5. April 1966 bis zürn Inkraft- 
treten einer etwaigen Marktorganisation für Tabak, 
höchstens jedoch bis zum Zeitpunkt der nächsten 
Annäherung der geltenden Zölle der Mitglied- 
staaten an den Gemeinsamen Zolltarif, verlängert 
(Amtsblatt S. 1133). 

Da der Deutsche Bundestag die Maßnahmen im 
Grundsatz bereits gebilligt hat (vgl. zuletzt Acht- 
unddreißigste Verordnung zur Änderung des Deut- 
schen Zolltarifs 1966 — Drucksachen V/722, V/738), 
empfiehlt der Ausschuß für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen dem Plenum, von seinem Recht zur 
Aufhebung der Verordnung keinen Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 1. Februar 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Serres 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Hoger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



